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Geſetz-Sammlung 
für die 


Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 


— Nr 3. 


(Nr. 3406.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 12. Mai 1851., betreffend die Chauffeegelderhebung, 
auf der Chauſſee von Spandau in der Richtung auf Schoͤnwalde. 


Au den Bericht vom 26. April d. J. will Ich zu dem auf Koſten der 
Stadt Spandau ausgefuͤhrten Bau einer 1200 Ruthen langen Chauſſeeſtrecke 
in der Richtung auf Schönwalde Meine Genehmigung ertheilen und der ge— 
nannten Gemeinde, gegen die vorſchriftsmaͤßige Unterhaltung der Straße, das 
Recht zur Erhebung eines halbmeiligen Chauſſeegeldes nach dem jedesmal für 
die Staats⸗Chauſſeen geltenden Chauſſeegeld-Tarife bewilligen. Gleichzeitig be⸗ 
ſtimme Ich, daß die dem Chauſſeegeld-Tarife vom 29. Februar 1840. angehaͤng⸗ 
ten Beſtimmungen wegen der Chauſſeepolizei-Vergehen auf die gedachte Straße 
Anwendung finden ſollen. ö 

Der gegenwärtige Erlaß iſt durch die Geſetz-Sammlung zur öffentlichen 
Kenntniß zu bringen. 


Bellevue, den 12. Mai 1851. 
Friedrich Wilhelm. 
von der Heydt. von Rabe. 


An den Miniſter für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten 
und den Finanzminiſter. 


Jahrgang 1851. (Nr. 34063407.) 55 (Nr. 3407.) 
Ausgegeben zu Berlin den 28. Juni 1851. 


FE 5 


(Nr. 3407.) Geſetz, betreffend die Verſorgung der Militair-Invaliden vom Oberfeuerwerker, 
Feldwebel und Wachtmeiſter abwaͤrts. Vom 4. Juni 1851. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von 
Preußen dc. ꝛc. 
verordnen, mit Zuſtimmung der Kammern, was folgt: 


2 H. 1. 

Diejenigen Soldaten vom Oberfeuerwerker, Feldwebel und Wachtmeiſter 
abwaͤrts, welche im aktiven Militairdienſte oder in Folge deſſelben invalide ge— 
worden ſind, ſollen, nach den naͤheren Beſtimmungen dieſes Geſetzes, angemeſſen 
verſorgt und alle Invaliden des Heeres, ohne Unterſchied der Waffengattung 
oder des Truppentheils, nach gleichen Grundſaͤtzen behandelt werden. 


A bſchnitt J. 


Soldaten, welche unmittelbar aus dem aktiven Dienſte als 
Invalide entlaſſen werden. 


$. 2. f 
Die unmittelbar aus dem aktiven Dienſte ſcheidenden Invaliden ſind 
entweder: 


A. Halbinvalide, d. h. ſolche, die noch zum Garniſondienſte fähig, oder 
B. 5 em e, d. h. ſolche, die zu keinerlei Militairdienften mehr taug⸗ 
ich ſind. | 


A. Halbinvalide, 
$. 3. 


Soldaten, welche entweder 


1) nach einer Dienſtzeit von mindeſtens 12 Jahren, oder 
2) bei dem Beſitze eines im Kriege erworbenen Preußiſchen Militair-Ehren⸗ 
zeichens, oder f 
3) durch 
a) Verwundung vor dem Feinde, 
b) Beſchaͤdigung bei unmittelbarer Ausuͤbung des Dienftes, oder 
c) eine waͤhrend des aktiven Militairdienſtes uͤberſtandene kontagioͤſe 
Augenkrankheit 


halbinvalide . ſind, werden nach ihrer Wahl und unter Beruͤckſichti— 

gung ihrer Charge (F. 17.) entweder einem Garniſon-Truppentheile uͤberwie— 

ſen oder mit der Penſion vierter Klaſſe fuͤr Ganzinvaliden (F. 6.) entlaſſen. 
H. 4. 
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$. 4. 

Halbinvalide, welche nach mindeſtens 12jaͤhriger Dienſtzeit ausſcheiden 
und ſich ſtets gut geführt haben, koͤnnen auch lediglich durch Verleihung des 
Anſpruchs auf eine Verſorgung im Civildienſt mittelft Ertheilung des Civil- 
Verſorgungsſcheins abgefunden werden, wenn fie dieſe Abfindung denjenigen 
Arten der Verſorgung vorziehen, auf welche ſie nach H. 3. Anſpruch haben. 


B. Ganzinvalide. 
H. 5. 


Ganzinvalide, denen ein Anrecht auf Verſorgung zuſteht, erhalten ent⸗ 
weder eine Invalidenpenſion und daneben, Falls ſie ſich ſtets gut gefuͤhrt 
haben, den Civilverſorgungsſchein, oder fie werden in eine Invalidenanſtalt 
reſp. eine Invalidenkompagnie aufgenommen. 


H. 6. | 
Die Invalidenpenſionen zerfallen in vier Klaſſen und betragen monatlich: 


in der 1. Klaſſe. 2. Klaſſe. 3. Klaſſe. 4. Klaſſe. 
Rthlr. Sgr. Rthlr. Sgr. Rthlr. Sgr. Rthlr. Sgr. 
1) für Oberfeuerwerker, Feldwebel 


und Wachtmeiſte r 8 — 6 — 5 — 8 
2) für Vicefeldwebel und Ser⸗ 
geante n . 6 — 5 — 4 — 2 15 
3) fuͤr Feuerwerker und Unterof— 
fiziere „ Ei; me 4 — 3 — 8 ae 
4) für die ubrigen Soldaten.. 3 15 2 25 2 — Anm 
Pa 0 


Die Invalidenpenſion erſter Klaſſe darf nur ſolchen Ganzinvaliden, welche 
völlig erwerbsunfaͤhig, diejenige zweiter Klaſſe nur ſolchen, welche groͤßtentheils 
oder völlig erwerbsunfaͤhig , und diejenige dritter Klaſſe nur ſolchen, welche 
mindeſtens theilweiſe erwerbsunfaͤhig geworden ſind, bewilligt werden. 

Bei noch vorhandener vollſtaͤndiger Erwerbsfaͤhigkeit ift nur die Bewilli- 
gung der Penfion vierter Klaſſe zuläſſig. 
Mit dieſer Maaßgabe wird der Anſpruch auf eine Penſion entweder: 

1) durch eine gewiſſe Dienſtzeit (Fd. 8— 11. unter Nr. 1.) oder 

2) auch ohne Ruͤckſicht auf die Dauer der Dienſtzeit (F. 8 — 11. unter 

Nr. 2. und 3.) 


erworben. 
§. 8. 
weh Die Invalidenpenſion erſter Klaſſe erhalten Ganzinvalide, wenn ſie ent⸗ 
er 
(Ir. 3407.) 55 * 1) nach 
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1) nach einer Dienſtzeit von mindeſtens 21 Jahren, oder 
2) bei dem Beſitze eines im Kriege erworbenen Preußiſchen Militair— 
Ehrenzeichens, oder 

) dur f 

a) Verwundung vor dem Feinde, 

b) Beſchaͤdigung bei unmittelbarer Ausuͤbung des eigentlichen Mili— 
tairdienſtes (alſo mit Ausſchluß von Oekonomie- oder Aufwarte— 
dienſten), oder 

c) gaͤnzliche Erblindung in Folge einer während des aktiven Militair- 
dienſtes uͤberſtandenen kontagioͤſen Augenkrankheit 

voͤllig erwerbsunfaͤhig geworden find. 


F. 9. 
5 Invalidenpenſion zweiter Klaſſe erhalten Ganzinvalide, wenn ſie 
entweder 
1) nach einer Dienſtzeit von mindeſtens 15 Jahren, oder f 
2) bei dem Beſitze eines im Kriege erworbenen Preußiſchen Militair— 
Ehrenzeichens, oder 
3) durch 
a) Verwundung vor dem Feinde, 
b) Beſchaͤdigung bei unmittelbarer Ausuͤbung des Dienſtes, oder 
c) eine während des aktiven Dienſtes uͤberſtandene kontagioͤſe Augen: 
krankheit h 
groͤßtentheils erwerbsunfaͤhig geworden find, 


$. 10. 


Die Invalidenpenſion dritter Klaſſe erhalten Ganzinvalide, wenn fie 
entweder 
1) nach einer Dienſtzeit von mindeſtens 12 Jahren, oder 
2) bei dem Beſitze eines im Kriege erworbenen Preußiſchen Militair— 
Ehrenzeichens, oder ö 
3) durch eine der im $. 9. unter Nr. 3. a. b. c. bezeichneten Urſachen 
theilweiſe erwerbsunfaͤhig geworden ſind. 


§. 11. a 

Die Invalidenpenſion vierter Klaſſe erhalten Ganzinvalide, wenn ſie 
entweder 

1) nach einer Dienſtzeit von mindeſtens 8 Jahren, oder 

2) bei dem Beſitze eines im Kriege erworbenen Preußiſchen Militair— 

Ehrenzeichens, oder 

3) durch eine der im F. 9. unter Nr. 3. a. b. c. bezeichneten Urſachen 

Ganzinvalide geworden find: 


§. 12. 


Invalide, welche verſtuͤmmelt oder ganz erblindet find (F. 13.), werden 
unter allen Umſtaͤnden als voͤllig erwerbsunfaͤhig angeſehen. g 
$. 13. 
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H. 13. 
Invalide, denen die Penſion erſter Klaſſe zuſteht, erhalten, wenn ſie 
verſtuͤmmelt oder ganz erblindet ſind, ohne Unterſchied der Charge, eine 
Penſionszulage und zwar: 


beim Verluſt beider Arme von 3 Rthlr. 15 Sgr. monatlich 


Y = des rechten Armes Pe ein. s E 
2 = des linken Armes 83 z 15 = = 
= 2 beider Füße 83 E 15 2 2 
0 eines Fußes n a 
bei völliger Blindheit beider Augen = 2 = 15 = - 


H. 14. 


Tritt der Dienſtzeit, welche den Anſpruch auf eine der hoͤheren Penſions⸗ 
Klaſſen begruͤndet (5. 8 — 11. Nr. 1.), nicht der für dieſe Penſionsklaſſe 
erforderliche Grad der Erwerbsunfaͤhigkeit ($. 7.) hinzu, fo wird nach dem 
Maaße der letzteren die Penſion einer geringeren Klaſſe bewilligt. 


$. 15. 


Diejenigen Oberfeuerwerker, Feldwebel und Wachtmeiſter, welche zur 
Penſion erſter Klaſſe berechtigt ſind, erhalten ſtatt derſelben 
nach 30jaͤhriger Dienſtzeit eine monatliche Penſion von = Rthlrn., 
2 40 2 ⸗ = 2 = = 2 2 


; € 
= va Sl E 18 
n an 5 polen! ? 


H. 1 6. 


In die Invalidenhaͤuſer und Invalidenkompagnieen werden nur ſolche 
Ganzinvalide aufgenommen, welche Anſpruch auf die Penſion erſter Klaſſe 
haben. Vorzugsweiſe find darunter diejenigen zu beruͤckſichtigen, welche einen 
Arm oder Fuß, oder beide Arme oder Fuͤße verloren haben, oder auf beiden 
Augen erblindet find. Fuͤr die Aufnahme in ein Invalidenhaus iſt maaß— 
eng daß die Invaliden nur zum vierten Theile der etatsmaͤßigen Mann: 
chaft des Hauſes verheirathet ſein und Kinder uͤber 14 Jahre nicht bei ſich 
haben duͤrfen. 


C. Beſtimmungen fuͤr Halb- und Ganzinvalide. N 


17. 


Neben der Erfüllung der in den SS. 3. und 8 — 11. unter Nr. 1. 
beſtimmten Dienſtzeit überhaupt, muͤſſen die im H. b. unter Nr. 1., 2. und 3, 
genannten Militairperſonen die von ihnen erdiente Charge beziehungsweiſe 
($. 8. Nr. 1.) 10 Jahre, (§. 9. Nr. 1.) 6 Jahre, (F. 10. Nr. 1.) 4 Jahre 
und ($$. 3. und 11. Nr. 1.) 1 Jahr lang im Etat bekleidet haben. Bei 
Vicefeldwebeln und Sergeanten genugt es jedoch, wenn dieſelben nur reſp. 
0, 6 und 4 Jahre lang als Avancirte und darunter 1 Jahr lang als 1 

(Nr. 3407.) eld⸗ 
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feldwebel oder Sergeanten im Etat gedient haben. Wird die fuͤr die Charge 
beſtimmte Dienſtzeit nicht erreicht, fo erfolgt die Bewilligung der Penſion der 
naͤchſtfolgenden geringeren Charge. a 


$. 18. 


Auf Soldaten, welche bei den Uebungen der Landwehr durch Befchädi- 
gung bei unmittelbarer Ausuͤbung des Dienſtes halb- oder ganz invalide werden, 
finden die Beſtimmungen der $$. 3. bis einſchließlich 17. ebenfalls Anwendung, 
jedoch nur dann, wenn die Beſchaͤdigung waͤhrend oder am Schluſſe der Uebung 
feſtgeſtellt und die darauf zu gruͤndenden Anſpruͤche innerhalb der naͤchſten 
6 Monate nach beendigter Uebung angemeldet werden. 


§. 19. 


Soldaten, welche ſich in der zweiten Klaſſe des Soldatenſtandes befin— 
den, haben, wenn ſie invalide werden, keinen Anſpruch auf die Wohlthaten 
dieſes Geſetzes. Jedoch kann denſelben, wenn bei ihnen eine der Vorausſetzun⸗ 

en vorhanden iſt, welche fuͤr andere Invaliden den Anſpruch auf eine Pen— 
ion der erſten oder zweiten Klaſſe begründen ($$. 8. und 9.), eine Unterſtuͤtzung 
von Einem Thaler monatlich gewaͤhrt werden. 


$. 20. 


Die Verſorgungsanſpruͤche, welche ein Soldat nach den vorſtehenden 
Beſtimmungen ($$. 3. bis 17.) zu haben glaubt, muß derſelbe vor feiner Ent: 
laſſung zur Prüfung und Feſtſtellung anmelden. Geſchieht dies nicht, ſo koͤn⸗ 
nen Anſpruͤche, welche ſpaͤter etwa erhoben werden moͤchten, nur nach den Be—⸗ 
ſtimmungen des Abſchnitts II. dieſes lea beurtheilt und behandelt werden. 
Eine Verzichtleiſtung auf Invaliden-Wohlthaten darf hei der Entlaſſung aus 
dem Soldatenſtande weder „gefordert, noch angenommen werden. 


A bſchnitt 1 


Soldaten, welche erſt nach ihrer Entlaſſung ganz invalide 
werden. 


$. 21. 


Soldaten, welche erſt nach ihrer Entlaſſung ganz invalide werden, er⸗ 
9 die Invalidenpenſion vierter Klaſſe (H. 6.), jedoch nur dann, wenn fie 
entweder: 


1) im Beſitze eines im Kriege erworbenen Preußifchen Militair⸗Ehrenzeichens 
ſind, oder Ba 
2) ihre Invaliditaͤt durch “ 
a) Ver⸗ 


* 


a) Verwundung vor dem Feinde, 
b) Beſchaͤdigung durch unmittelbare Ausuͤbung des Dienſtes im 
Kriege, oder 
c) eine während des aktiven Dienſtes uͤberſtandene kontagiöſe Augen⸗ 
krankheit 
verurſacht iſt. 
Inſofern dieſelben entweder bei dem Befige eines Militair-Ehrenzeichens 
(oben Nr. 1.) oder aus einer der vorſtehend unter Nr. 2. a. b. c. bezeichneten 
Urſachen völlig erwerbsunfaͤhig geworden find, wird ihnen die Penſion dritter 
Klaſſe gewaͤhrt. bei. E 
Eind ſolche Ganzinvaliden in Folge einer der oben unter Nr. 2. a. b. c. 
genannten drei Urſachen verſtuͤmmelt oder ganz erblindet, fo erhalten fie neben 
der Penſion dritter Klaſſe die im $. 13. beſtimmte Zulage. 


§. 22. 


Außer der Penſion (F. 21.) kann dieſen Invaliden, wenn ſie ſich ſtets 
gut gefuͤhrt haben, auch der Civilverſorgungsſchein ertheilt werden. 


H. 23. 


Die Invalidenverſorgungs-Anſpruͤche bereits entlaſſener Soldaten muͤſſen 
entweder durch den Entlaſſungsſchein, oder durch Auszuͤge aus den Lazareth— 
Krankenliſten, oder durch andere amtliche Urkunden, und in Beziehung auf er⸗ 
worbene Militair⸗Ehrenzeichen durch die von der General-Ordens-Kommiſſion 
ertheilten Beſitzzeugniſſe begruͤndet werden. 


Ab ſchnitt I. 
Allgemeine Beſtimmungen. 


H. 24. 


Diejenigen Perſonen des Soldatenſtandes, welche beziehungsweiſe 
1) mit den Oberfeuerwerkern, Feldwebeln und Wachtmeiſtern, 
2) mit den Vieefeldwebeln und Sergeanten, 
3) mit den Feuerwerkern und Unteroffizieren, 
4) mit den uͤbrigen Soldaten 
in gleichem Range ſtehen, haben dieſelben Invalidenverſorgungs-Anſpruͤche, 
welche den Militairperſonen dieſer vier Kategorien zuſtehen. Den ganz 
invalide gewordenen Regiments, Bataillons- und Zeughausbuͤchſenmachern 
wird jedoch, auch wenn fie nicht vollig oder groͤßtentheils erwerbsunfaͤhig 
geworden ſind: 4 f 
nach 21jaͤhriger Dienſtzeit eine monatliche Penſion von ..... — Rthlrn. 
= 15 2 2 7 2 = 2 2 


2 2 reg 


bewilligt. | 
(Nr. 9407.) $. 25. 


— 410 — 


§. 25. 
Der Civilverſorgungsſchein ($$. 4., 5., 22., 24.) darf ſolchen Halb- oder 
Ganzinvaliden nicht ertheilt werden, welche an der Epilepſie leiden. 
$. 26. 


Alle bisherigen Beſtimmungen, welche nicht im Einklange mit dem ge⸗ 
ge Er ſtehen, find aufgehoben. Das letztere hat keine ruͤckwir⸗ 


ende Kraft, und findet mithin nur auf diejenigen Soldaten Anwendung, welche 


von jetzt ab als invalide anerkannt werden. 
H. 27, 
Mit der Ausführung dieſes Geſetzes iſt der Kriegsminiſter beauftragt. 


Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beige⸗ 
drucktem Königlichen Inſiegel. 


Gegeben Potsdam-Magdeburger Eiſenbahn, den 4. Juni 1851. 
(L. S.) Friedrich Wilhelm. 


v. Manteuffel. v. d. Heydt. v. Rabe. Simons. v. Stockhauſen. 
v. Raumer. v. Weſtphalen. 


’ 


(Nr. 3408.) 
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(Nr. 3408.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 4. Juni 1851., betreffend die Bewilligung der fiska⸗ 
liſchen Vorrechte fuͤr den Bau und die Unterhaltung der Chauſſee von 
Jauer nach Goldberg. a 


Zn Ich durch Meinen Erlaß vom heutigen Tage den chauſſeemaͤßigen 
Ausbau der Straße von Jauer über Seichau und Roͤchlitz nach Goldberg 
durch den fr dieſen Zweck zuſammengetretenen Aktienverein genehmigt habe, 
beſtimme Ich hierdurch, daß auf dieſe Straße das Expropriationsrecht fuͤr die 
zur Chauſſee erforderlichen Grundſtuͤcke und das Recht zur Entnahme der 
Chauſſeebau- und Unterhaltungsmaterialien nach Maaßgabe der für die Staats: 
Chauſſeen geltenden Beſtimmungen Anwendung finden ſollen. Zugleich verleihe 
Ich dem genannten Aktienverein das Recht zur Erhebung des Chauſſeegeldes 
auf dieſer Chauſſee nach dem für die Staats⸗Chauſſeen jedesmal geltenden 
Chauſſeegeld⸗Tarife. Auch ſollen die dem Chauffeegeld-Tarife vom 29. Februar 
1840. angehängten Beſtimmungen wegen der Chauſſeepolizei⸗Vergehen fuͤr die 
in Rede ſtehende Straße Guͤltigkeit haben. 

Der gegenwaͤrtige Erlaß iſt durch die Geſetz-Sammlung zur öffentlichen 
Kenntniß zu bringen. 

Potsdam⸗Magdeburger Eiſenbahn, den 4. Juni 1851. 


Friedrich Wilhelm. 


von der Heydt. von Rabe. 


An den Miniſter fuͤr Handel, Gewerbe und oͤffentliche Arbeiten und den 
Finanzminiſter. 


Jahrgang 1851. (Fr. 34083409.) 56 (Nr. 3409.) 
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(Nr. 3409.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 11. Juni 1851., betreffend die Errichtung einer Han- 
delskammer fuͤr die Kreiſe Arnsberg, Meſchede, Brilon und Olpe in der 
Stadt Arnsberg. 


Au den Bericht vom 2. Juni d. J. genehmige Ich die Errichtung einer 
Handelskammer für die Kreiſe Arnsberg, Meſchede, Brilon und Olpe im Re⸗ 
ierungsbezirk Arnsberg. Die Handelskammer nimmt ihren Sitz in der Stadt 
Arnsberg. Sie ſoll aus zwoͤlf Mitgliedern beſtehen, fuͤr welche acht Stell— 
vertreter gewaͤhlt werden. Jeder Kreis bildet einen engeren Wahlbezirk und 
es ſind aus jedem Kreiſe drei Mitglieder und zwei Stellvertreter zu waͤhlen. 
Zur Theilnahme an der Wahl der Mitglieder und Stellvertreter find ſaͤmmt⸗ 
liche Handel- und Gewerbtreibende der genannten Kreiſe berechtigt, welche in 
der Steuerklaſſe der Kaufleute mit kaufmaͤnniſchen Rechten Gewerbeſteuer ent⸗ 
richten. Zur Gewerbeſteuer nicht veranlagte Huͤttengewerkſchaften werden hin— 
ſichtlich der Wahlfaͤhigkeit und Wahlberechtigung ihrer Mitglieder, ſowie bei 
der, nach Vorſchrift des F. 17. der Verordnung vom 11. Februar 1848. uͤber 
die Errichtung von Handelskammern vorzunehmenden, Veranlagung des etats— 
maͤßigen Koſtenaufwandes fuͤr die Handelskammer, als Handlungsgeſellſchaften 
angeſehen, welche in der Steuerklaſſe der Kaufleute mit kaufmaͤnniſchen Rech— 
ten zu einer Gewerbeſteuer von 12 Rthlrn. veranlagt ſind. Im Uebrigen finden 
die 3 der gedachten Verordnung vom 11. Februar 1848. An⸗ 
wendung. 


Dieſer Erlaß iſt durch die Geſetz-Sammlung zur oͤffentlichen Kenntniß 
zu bringen. 


Sansſouci, den 11. Juni 1851. 
Friedrich Wilhelm. 
v. d. Heydt. 
An den Miniſter fuͤr Handel, Gewerbe und oͤffentliche Arbeiten. 


(Nr. 3410.) 
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(Nr. 3410.) Bekanntmachung uͤber die unterm 10. Maͤrz d. J. erfolgte Genehmigung meh⸗ 
rerer Abaͤnderungen des Statuts der Berliner gemeinnuͤtzigen Baugefell- 
ſchaft und die dieſer Geſellſchaft verliehene Stempel- und Sportelfreiheit. 
Vom 14. Juni 1851. 


Dis Königs Majeftät haben mittelſt Allerhöchften Erlaſſes vom 10. Maͤrz 
d. J. die von der Berliner gemeinnuͤtzigen Baugeſellſchaft in den General⸗Ver⸗ 
ſammlungen vom 31. Auguſt 1849. und 17. Oktober 1850. beſchloſſenen Ab⸗ 
änderungen ihres am 28. Oktober 1848. Allerhoͤchſt beſtaͤtigten Statuts (Ge⸗ 
ſetz Sammlung Seite 355.) zu genehmigen geruht, was hierdurch mit dem Be⸗ 
merken zur offentlichen Kenntniß gebracht wird, daß jene Beſchluͤſſe durch das 
Amtsblatt der Koͤniglichen Regierung zu Potsdam werden bekannt gemacht 
werden, und daß der Geſellſchaft von Sr. Majeftät zugleich die Stempel⸗ und 
Sportelfreiheit, in dem Umfange, wie dieſelbe den öffentlichen Armen-⸗Anſtalten 
geſetzlich zuſteht, bewilligt worden iſt. 


Berlin, den 14. Juni 1851, 


Der Finanzminiſter. Der Juſtizminiſter. Der Miniſter des Innern. 
v. Rabe. Simons. v. Weſtphalen. 


(Ar, 341034410 (Nr. 3411.) 


— A = 


(Nr, 3411.) Bekanntmachung über die unterm 4. Juni 1851. erfolgte Beſtaͤtigung des 
Statuts des Aktienvereins zum Ausbau der Straße von Jauer nach 
Goldberg. Vom 17. Juni 1851. 


Da Könige Majeſtaͤt haben das unterm 2. Juni 1850, vollzogene Statut 
des Aktienvereins zum Ausbau der Straße von Jauer nach Goldberg mittelſt 
Allerhoͤchſten Erlaſſes vom 4. d. M. zu beſtaͤtigen geruht, was nach Vorſchrift 
des H. 3. des Geſetzes über Aktiengeſellſchaften vom 9. November 1843. mit 
dem Bemerken bekannt gemacht wird, daß das Statut durch das Amtsblatt 
der Königlichen Regierung in Liegnitz zur öffentlichen Kenntniß gelangen wird. 


Berlin, den 17. Juni 1851, 
Der Miniſter für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten. 


In Vertretung: 
v. Pommer⸗Eſche. 


Redigirt im Büreau des Staats-Miniſteriuuis. 


Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober⸗Hofbuchdruckerei. 
(Rudolph Decker.) 


